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Ich schlage vor: Wir machen als Große Koalition 
ein weiteres Beschäftigungsprogramm. Erster Tages-
ordnungspunkt: Sie beschäftigen sich einmal mit Ihrem 
Wahlprogramm. Ich glaube, das wäre eine gute Möglich-
keit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Da können Sie sich, Frau Zimmermann, gerne an-
schließen, weil das, was bei der AfD im Wahlprogramm 
steht, schlicht und ergreifend nah an dem ist, was Sie als 
Linkspartei fordern. Das zeigt, dass Sie in Wahrheit ge-
meinsame Politik hier in diesem Haus und gemeinsame 
Sache in der Sozialpolitik machen.

(Kersten Steinke [DIE LINKE]: Erst einmal 
lesen lernen!)

Im Übrigen, Frau Zimmermann: Laut dem BMAS sind 
potenziell 800 000 Langzeitarbeitslose berechtigt, an die-
sem Programm teilzunehmen. Ich weiß nicht, warum Sie 
sich hierhinstellen und sagen, das sei nur ein Programm 
für ganz wenige. Es stimmt schlicht und ergreifend nicht, 
Frau Kollegin.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Was machen wir? Wir schaffen ein eigenes Instru-
ment. Das ist ein starkes Signal an die Langzeitarbeitslo-
sen; denn wir zeigen, dass wir sie nicht vergessen haben. 
Wir geben mehr Geld aus – 25 Prozent mehr im Einglie-
derungstitel; so viel wie noch nie –, und wir geben vor 
allem Zeit, Zeit für die Langzeitarbeitslosen, sich zu ent-
wickeln und ihren Weg auf den ersten Arbeitsmarkt zu 
finden.

Warum machen wir das Ganze? Wir diskutieren in 
diesen Zeiten sehr häufig, auch von diesem Platz aus, 
das Thema Fachkräftemangel. Ja, wir wollen aus dem 
Ausland Fachkräfte nach Deutschland holen, weil wir 
sie dringend brauchen. Aber ich frage mich schon, wie 
das auf Langzeitarbeitslose wirkt, die seit Jahren hier in 
Deutschland keinen Arbeitsplatz kriegen. Uns als Union 
ist es wichtig, dass wir diese Gesellschaft zusammenhal-
ten. Herr Minister Heil hat vor kurzem in einem Inter-
view zu Recht gesagt: Wir dürfen auch die Leute hier in 
diesem Land nicht vergessen. – Die Antwort ist also, dass 
wir diese Menschen nicht aufgeben, sondern dass wir an 
sie glauben und sie in den ersten Arbeitsmarkt bringen 
wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der erste Arbeitsmarkt brummt wie noch nie in die-
sem Land. Natürlich muss das auch für jemanden, der 
lange Zeit auf Arbeit wartet und sucht, deprimierend 
sein. Deshalb machen wir dieses Gesetz. Wir als Union 
haben immer gesagt: Wohlstand für alle. Heute heißt es 
vielleicht richtigerweise: Erfolg für alle. Das muss unse-
re Aufgabe sein, die dieses Gesetz erfüllt.

Allerdings, liebe Kollegen von der SPD, hoffe ich, 
dass wir in diesem parlamentarischen Verfahren zwei 
Punkte noch miteinander diskutieren und dabei zu ei-
ner Lösung kommen. Gerade heute war zu lesen, dass 
469  000  SGB-II-Bezieher seit dem 1.  Januar 2005 im 
System sind. Wir nennen sie manchmal etwas despek-

tierlich „Gründungsmitglieder“. Ich muss sagen: SGB II 
war nie als Dauereinrichtung gedacht, sondern wir ha-
ben immer gesagt: Das ist nur eine Hilfe auf Zeit. – Wir 
müssen alles dafür tun, diese Menschen dort wieder he-
rauszubekommen. Ich glaube, es wäre ein noch stärke-
res Signal, wenn wir den Menschen sagen: Wir fangen 
exakt mit diesen Leuten an, die seit über zwölf Jahren im 
System Hartz  IV sind, und nehmen sie zuerst in dieses 
Arbeitsmarktprogramm hinein. Ich glaube, das wäre ein 
noch stärkeres Signal. Ich finde, wir sollten das tun. Dass 
es möglich ist, zeigt unter anderem eine Arbeitsmarktin-
tegrationsfirma in Stuttgart, Metis, die das genau so ge-
macht hat und die doppelt so hohe Integrationsquoten hat 
als im Bundesdurchschnitt. Das zeigt, dass wir da noch 
ganz viel Potenzial haben.

Der zweite Aspekt ist das Thema Betreuungsschlüs-
sel. Im Gesetz steht, dass sich ein Jobcentermitarbeiter 
um 150 Arbeitslose kümmern soll. In der Realität sind 
es 131. Das bedeutet ganz konkret: Ein Mitarbeiter hat 
80 Minuten im Monat Zeit, um sich um einen Arbeitslo-
sen zu kümmern. Davon benötigt er die Hälfte der Zeit 
für die Bearbeitung des Auszahlungsbetrags. Ich glaube, 
es wäre eine gute Idee, wenn wir diesen Betreuungs-
schlüssel verbessern, das heißt doppelt so viele Mitar-
beiter wie bei anderen. Ich glaube, wenn wir Coaching 
machen, wenn wir mehr Personal zur Verfügung stellen, 
dann muss der Fallmanager auch die Zeit haben, um sich 
mit diesen langzeitarbeitslosen Menschen auseinander-
zusetzen und sie an die Hand zu nehmen, um sie in den 
ersten Arbeitsmarkt zu begleiten, sonst wird es scheitern. 
Das ist genau das, was uns das IAB letzte Woche noch 
einmal als die Empfehlung Nummer eins an die Hand 
gegeben hat. 

(Pascal Kober [FDP]: Also: Auf geht’s!)

Deshalb bitte ich Sie, liebe Kollegen von der SPD: 
Lassen Sie uns das angehen; denn ich will mich nicht 
dafür feiern lassen, dass wir die Pro-Kopf-Ausgaben pro 
Arbeitslosen gesteigert haben. Ich möchte uns dafür fei-
ern, dass wir die Zahl der Langzeitarbeitslosen gesenkt 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Abgeordnete 

Stephan Stracke für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU): 
Grüß Gott, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Der Arbeitsmarkt in Deutschland 
steht blendend da. Wir wollen Vollbeschäftigung in ganz 
Deutschland. Das ist unser Ziel – ambitioniert, aber wir 
sind dabei gut unterwegs. Dabei wollen wir auch die 
Menschen, die schon länger arbeitslos sind, mitnehmen 
und ihnen wieder Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt ge-
ben. Wenn nicht jetzt, wann dann? Dabei sind wir schon 
erfolgreich. Seit der Regierungsübernahme der Union 
Ende  2005 waren wir bei der Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit erfolgreich. Die Arbeitslosenzahl hat 
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sich mehr als halbiert: von rund 1,8 Millionen Langzeit-
arbeitslosen im Jahr  2005 auf deutlich unter 800  000. 
Auch im letzten Jahr gab es einen Rückgang von über 
10 Prozent. Das zeigt hinsichtlich des vielbeschworenen 
zementierten Sockels: Wenn man sich dieser Themen an-
nimmt, dann kann man da auch viel tun. 

Der Freistaat Bayern ist hier besonders erfolgreich. 
Die beste Arbeitsmarktsituation aller Bundesländer 
herrscht in Bayern. Viel mehr profitieren die Menschen, 
die seit längerem arbeitslos sind, verstärkt von dieser her-
vorragenden Arbeitslosensituation. Sie ist deutlich besser 
als im Bund. Der Anteil derer, die arbeitslos und lang-
zeitarbeitslos sind, ist um 12,6 Prozent gesunken. Das ist 
das Ergebnis einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik in 
Bayern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ausga-
ben des Bundes für die Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de liegen bei über 36 Milliarden Euro. Über 10 Milliar-
den Euro nehmen wir für aktive Arbeitsmarktförderung 
in die Hand. Unsere Philosophie dabei ist, keine neuen 
Sonderwelten zu schaffen, die sich parallel und dauer-
haft zum allgemeinen Arbeitsmarkt entwickeln. Das 
führt – das zeigt die Vergangenheit – schnurstracks in die 
arbeitsmarktpolitische Sackgasse. Unser Ziel ist es, eine 
Brücke in den ersten Arbeitsmarkt zu bauen. Das zentrale 
Instrument hierfür ist der § 16e SGB II, den wir mit die-
sem Gesetzentwurf jetzt ein Stück weit gangfähiger ma-
chen. Ich glaube, das ist gut. Wir werden ihn auch noch 
mit besseren finanziellen Mitteln hinterlegen. 

Auch wir als Union wollen Menschen natürlich unter-
stützen, die es auf dem Arbeitsmarkt besonders schwer 
haben, die kaum Aussichten auf eine Eingliederung in 
die reguläre Erwerbsarbeit haben. Sie haben oftmals den 
Halt im Leben verloren. Deswegen müssen wir wieder 
Struktur schaffen. Arbeit schafft Struktur. Vor diesem 
Hintergrund begrüße ich es ausdrücklich, dass die vorge-
sehene beschäftigungsbegleitende Betreuung der Betrof-
fenen jetzt auch im Gesetz so verankert ist. Wir nennen 
das Coaching. Das macht Sinn, weil wir damit die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft in den Blick nehmen, die Le-
benssituationen stabilisieren. Auch hier ist der Freistaat 
Bayern erfolgreich. Wir haben das bereits in vielfachen 
Ansätzen modellhaft erprobt. Das ist auch die Blaupau-
se für das, was wir jetzt vereinbart haben. Wir wollen 
Schluss machen mit Hartz‑IV-Karrieren, die sich tatsäch-
lich auch vererben.

Wichtig ist es uns weiterhin, dass die neuen Förder-
instrumente nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen. 
Wir wollen arbeitslose Menschen in Arbeit bringen, nicht 
Beschäftigte in Arbeitslosigkeit. Wir wollen die Vertre-
ter des örtlichen Arbeitsmarktes verstärkt in die Pflicht 
nehmen. Ein öffentlich geförderter Arbeitsmarkt bietet 
sicherlich Chancen, birgt aber auch Risiken. Wir sollten 
deshalb auf Sicht fahren, die neuen Förderinstrumente 
zeitlich befristen und entsprechend qualifiziert evalu-
ieren, was den Menschen hilft, im Arbeitsleben Fuß zu 
fassen und in den ersten Arbeitsmarkt zu gelangen. Das 
kann dann auch weiterlaufen. Alles andere muss und darf 
nicht weiterlaufen. 

Das zeigt: Bei dem Instrument, das wir uns vorgenom-
men haben, ist zentral, dass die Auswahl der Geförder-
ten, die tatsächlich sehr arbeitsmarktfern sind, tatsächlich 
klappt und funktioniert. Der jetzt vorgesehene Mechanis-
mus sieben aus acht hinsichtlich des Leistungsbezuges 
macht Sinn. Er ist praktikabel, er ist einfach. Aber hinzu 
kommt eine nicht schablonenhafte Anwendung durch die 
Prognose besonders niedriger Eingliederungschancen 
bei der Ansprache durch die Jobcenter. 

Die Vorlage des Landes Berlin, das den Zugang in den 
öffentlichen Arbeitsmarkt bereits für Menschen eröffnet, 
die ein Jahr arbeitslos sind, gleicht einer arbeitsmarkt-
politischen Geisterfahrt. Dieser Ansatz verbaut Chancen 
und schadet den Menschen mehr, weil der Übergang in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt tatsächlich erschwert ist. 
Wir dürfen nichts dafür tun, dass die Geförderten in dem 
Bereich der öffentlich geförderten Beschäftigung gehal-
ten werden. Genau das ist die Intention des Landes Ber-
lin. Das machen wir selbstverständlich nicht mit.

Uns eint das Ziel, langzeitarbeitslose Menschen wie-
der in Arbeit zu bringen. Ich freue mich auf die Diskussi-
on, was den vorliegenden Gesetzentwurf angeht. 

Herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-
wurfes auf Drucksache 19/4725 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung des Berichts gemäß § 62 Absatz 2 des 
Ausschusses für Gesundheit (14.  Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Matthias W. 
Birkwald, Sabine Zimmermann (Zwickau), 
Fabio De Masi, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE 

Gerechte Krankenversicherungsbeiträge für 
Betriebsrenten  – Doppelverbeitragung ab-
schaffen

Drucksachen 19/242, 19/4718 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Matthias W. Birkwald für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Den Begriff des Skandals verwende ich ja spar-
sam, aber die doppelte Belastung von Direktversicherun-
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